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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Mertes (Gerolstein), Dr. Carstens 
(Fehmarn), Dr. Narjes, Vogel (Ennepetal), Berger, Wagner (Günzburg), Dr. Lenz 
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- Drucksache 7/1055 - 

betr. vorzeitige Zurruhesetzung im Auswärtigen Dienst 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Auswärtigen hat mit Schreiben vom 30. Oktober 1973 — 011 — 
300.14 - die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Wie viele politische Beamte des Auswärtigen Dienstes wur- 
den 

a) seit Beginn der 7. Legislaturperiode, 

b) während der 6. Legislaturperiode 1969 bis 1972, 

c) während der 1., 2., 3., 4, und 5. Legislaturperiode des Deut- 
schen Bundestages 1949 bis 1969 

unter Berufung auf § 36 BBG in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt? 

Welche Gründe waren jeweils maßgebend? In wie vielen Fäl- 
len war insbesondere 
— das Alter, 

— • die politische Einstellung (etwa zur Ost- und Deutschland- 
politik der amtierenden Regierung) 
der Betroffenen Grund der Maßnahme? 


I. a) Seit Beginn der 7. Legislaturperiode, d. h. seit dem 
13. Dezember 1972, wurden 8 politische Beamte des Aus- 
wärtigen Dienstes gemäß § 36 BBG in den einstweiligen 
Ruhestand (e. R.) versetzt; 

b) während der 6. Legislaturperiode, d. h. vom 20. Oktober 
1969 bis 22. September 1972, waren es 43 und 

c) während der 1. bis 5. Legislaturperiode, d. h. vom 7. Sep- 
tember 1949 bis 19. Oktober 1969, waren es 39 Beamte. 
Nach den 5 Legislaturperioden auf geschlüsselt lauten 
die Zahlen, beginnend mit der ersten Legislaturperiode: 
2,4, 16, 5 und 12. 
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II. Zu den Zahlen ist besonders für die 1. bis 5. Legislatur- 
periode zu bemerken, daß das Auswärtige Amt am 15. März 
1951, d. h. IV 2 Jahre nach Beginn der 1. Legislaturperiode, 
errichtet wurde. Erst von diesem Zeitpunkt an sind Ver- 
setzungen von Beamten des Auswärtigen Amts in den e. R. 
(bis August 1953 nach den damals geltenden Beamtenrecht 
in den Wartestand) möglich gewesen. Die niedrige Zahl im 
Verhältnis zu späteren Legislaturperioden ist auch darauf 
zurückzuführen, daß man in den ersten Jahren des Aufbaus 
des Auswärtigen Amts wohl kaum Beamte einberufen hat, 
um sie in Kürze wieder zur Disposition zu stellen. Es ging 
in erster Linie darum, die neu eingerichteten Vertretungen 
mit neu einzuberufenden Bediensteten zu besetzen, eine 
personalwirtschaftliche Lage, in der sich die Frage einer 
Verwendung der bisherigen Dienstposteninhaber über- 
haupt nicht stellte. Gleichwohl sind bereits im Jahre 1953 
von der damaligen Regierung 3 Beamte in den Wartestand 
bzw. einstweiligen Ruhestand versetzt worden. 

In zahlenmäßig bemerkenswertem Umfang wurden Ver- 
setzungen in den e. R. erst ab 1958 verfügt, bis 1967 war 
die Tendenz rückläufig und setzte ab 1968, also während 
der 5. Legislaturperiode, d. h. in der Zeit der Großen Koali- 
tion, wieder in stärkerem Umfang ein. 

III. Die Gründe für die Versetzung in den e. R. lassen sich, von 
einzelnen Sonderfällen abgesehen, in keinem Fall auf eine 
bestimmte Erwägung reduzieren. Die Entscheidung ist fast 
immer auf ein ganzes Bündel von Gründen zurückzuführen. 
Gründe waren z. B. Zweifel an der persönlichen oder fach- 
lichen Leistungsfähigkeit des Beamten, Mängel in seiner 
Amtsführung, Beanstandungen des persönlichen Verhal- 
tens, Zweifel an der Wirkungs- und Ausstrahlungskraft bei 
der Vertretung der Interessen der Bundesregierung, die 
Absicht, den betreffenden Posten mit einer geeigneteren 
Persönlichkeit zu besetzen, der Wunsch der Gastregierung 
nach Ablösung, Folge eines Revirements, als dessen Er- 
gebnis eine dem Rang und den Fähigkeiten des Beamten 
entsprechende Verwendung wegen Fehlens eines solchen 
Postens nicht mehr möglich war. 

Sicher hängen einige dieser Gründe mit dem Alter zu- 
sammen; in keinem Falle jedoch ist ein Beamter allein 
wegen seines Alters in den e. R. versetzt worden. Des- 
gleichen stehen einige der genannten Gründe mit der wirk- 
samen Vertretung der politischen Absichten und Interessen 
der Bundesregierung in Beziehung; in keinem Falle ist aber 
Grund für die Versetzung in den e. R. die politische „Ein- 
stellung" des betroffenen Beamten gewesen. Die Über- 
legungen, die zu dem Entschluß führen, einen Beamten in 
den e. R. zu versetzen, ein Entschluß, der in jedem Falle 
wegen seiner schwerwiegenden Bedeutung für den Bedien- 
steten auch auf Grund der für ihn unbefriedigenden gesetz- 
lichen Folgen außerordentlich sorgfältig erwogen wird, sind 
somit äußerst komplex. Die Frage läßt sich in der gestellten 
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Weise nicht beantworten, da sie Tatbestände unterstellt, 
die nicht vorliegen. 

Eine Aufklärung über die Gründe der Versetzung in den 
e. R. könnte nur durch eine Erläuterung dieser Gründe für 
jeden einzelnen Fall geschehen. Dies kann jedoch mit Rück- 
sicht auf die Betroffenen nicht öffentlich erörtert werden. 
Die Gründe für die Versetzung in den e. R. sind immer auch 
personalbezogen. Als Dienstherr hat das Auswärtige Amt 
aber die Verpflichtung zur Verschwiegenheit über alle mit 
der Person des Beamten zusammenhängenden Vorgänge. 


2. Wie viele politische Beamte des Auswärtigen Dienstes schie- 
den 

a) seit Beginn der 7. Legislaturperiode, 

b) während der 6. Legislaturperiode, 

c) während der 1., 2., 3., 4. und 5. Legislaturperiode 1949 bis 
1969 

über Frage 1 hinaus vorzeitig aus dem Dienst aus, etwa auf 
eigenen Antrag gemäß § 42 Abs. 3 BBG? 

In wie vielen dieser Fälle war dem Antrag der Betroffenen eine 
mündliche oder schriftliche Mitteilung des Auswärtigen Amtes 
vorausgegangen, durch welche sie vor die Wahl zwischen 
„freiwilligem" vorzeitigen Ruhestand oder einstweiligem Ruhe- 
stand gemäß § 36 BBG gestellt wurden? 

Welche Gründe waren in den letztgenannten Fällen für die 
Einwirkung des Auswärtigen Amtes maßgebend? 

In wie vielen Fällen war insbesondere 
— das Alter, 

— ■ die politische Einstellung (etwa zur Ost- und Deutschland- 
politik der amtierenden Regierung) 
der Betroffenen Grund des Vorgehens? 

Wurden zwecks Erreichung von „eigenen Anträgen" auf vor- 
zeitigen Ruhestand Beförderungen oder sonstige Formen des 
Entgegenkommens in Aussicht gestellt? 

I. Es schieden, abgesehen von den Fällen des Ausscheidens 
durch Tod und durch Entlassung, vorzeitig aus dem Dienst 
gemäß § 42 Abs. 3 BBG durch Versetzung in den Ruhestand 
auf Antrag aus: 

a) seit Beginn der 7. Legislaturperiode 6 Beamte; 

b) während der 6. Legislaturperiode 13 Beamte; 

c) während der 1. bis 5. Legislaturperiode 13 Beamte. 

Nach den 5 Legislaturperioden auf geschlüsselt, lauten die 
Zahlen, beginnend mit der 1. Legislaturperiode: 1, 0, 1, 6 
und 5. 

II. Durch Mitteilung des Auswärtigen Amts wurden von diesen 
Beamten vor die Wahl zwischen Versetzung in den e. R. 
und Versetzung in den Ruhestand gestellt: 

a) seit Beginn der 7. Legislaturperiode 4 Beamte; 

b) während der 6. Legislaturperiode kein Fall; 

c) während der 1. bis 5. Legislaturperiode 2 Beamte. 

III. Hinsichtlich der Gründe gilt das gleiche wie oben zu Frage 1 
ausgeführt. 
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IV. Beförderungen werden nach Eignung und Leistung vorge- 
nommen. Standen Beamte für eine Beförderung an, so ist 
ohne Rücksicht auf Überlegungen, die sich auf die Verset- 
zung in den e. R. bezogen, ihnen die Beförderung nicht ver- 
sagt worden, soweit dies gesetzlich möglich war. 

Wie andere Ruhestandsbeamte werden auch die in den e. R. 
versetzten Beamten bei der Vergabe von Sonderaufträgen 
herangezogen, wenn sachliche Gründe dafür sprechen. 


3. Wie viele Beamte des Auswärtigen Dienstes werden gemäß den 

Planungen des Auswärtigen Amtes 

a) während des Restes des Jahres 1973, 

b) im Jahr 1974, 

c) im Jahr 1975, 

d) im Jahr 1976 

— in den einstweiligen Ruhestand versetzt, 

— - durdi mündliche oder schriftliche Mitteilung vor die Wahl 
zwischen „freiwilligem" Ruhestand („auf eigenen Antrag") 
gemäß § 42 Abs. 3 BBG und einstweiligem Ruhestand ge- 
mäß § 36 BBG gestellt oder in vergleichbarer Weise zum 
vorzeitigen Verlassen des Dienstes veranlaßt? 

Welche Gründe sind jeweils maßgebend? In wie vielen Fällen 

ist insbesondere 

— das Alter, 

— die politische Einstellung (etwa zur Ost- und Deutschland- 
politik der amtierenden Regierung) 

der Betroffenen Grund des Vorgehens? 


Gemäß den Planungen des Auswärtigen Amts werden im Laufe 
dieses Jahres und des Jahres 1974 5 Beamte in den e. R. versetzt 
werden oder auf einen vom Auswärtigen Amt beeinflußten An- 
trag hin gemäß § 42 Abs. 3 BBG in den Ruhestand versetzt 
werden. 

Bei diesen Fällen handelt es sich selbstverständlich um solche, 
die dem Herrn Bundespräsidenten bereits Vorgelegen haben. 
Das Auswärtige Amt bittet um Verständnis dafür, daß sich die 
Antwort nur auf diese Fälle zahlenmäßig beziehen kann. Hin- 
sichtlich der Gründe gilt das gleiche wie oben zu Frage 1 aus- 
geführt. 


4. Wieviel Prozent der ausgeschiedenen politischen Beamten des 
Auswärtigen Dienstes 

— traten mit Erreichung der Altersgrenze in den Ruhestand, 

— schieden durch Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
oder nach einer Einwirkung vorzeitig aus dem Dienst aus, 

— starben im Dienst, 
und zwar jeweils: 

a) vom 20. November 1972 bis heute, 

b) 1969 bis 1972 (6. Legislaturperiode), 

c) 1949 bis 1969 (1. bis 5. Legislaturperiode)? 

Die Prozentzahlen lauten: 

1 . Ruhestand infolge Erreichens der Altersgrenze : 
a) 23 °/o 
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b) 24% 

c) 58 % 

2. Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 

a) 36% 

b) 52% 

c) 21% 

3. Vorzeitiges Ausscheiden auf Antrag nach einer Einwirkung 

a) 18% 

b) 0% 

c) 1 % 

4. Vorzeitiges Ausscheiden auf Antrag ohne Einwirkung 

a) 9% 

b) 16% 

c) 6 % 

5. Ausscheiden durch Tod 

a) 14% 

b) 8% 

c) 14% 


5. Sind die in den Fragen 2 a) und 3 a) und b) genannten Be- 
amten persönlich gehört worden, bevor sie vor die Wahl zwi- 
schen eigenem Antrag und Versetzung in den einstweiligen 
Ruhestand gestellt wurden? Wenn ja, in welcher Form? 


Die Beamten wurden schriftlich von der sie betreffenden Absicht 
unterrichtet. Soweit sie den Wunsch zu einer mündlichen Er- 
örterung hatten, haben sie Gelegenheit dazu erhalten. 


6. Seit wann waren oder sind die in den Fragen 2 a) und 3 a) und 
b) genannten Beamten, soweit es sich um die „Notwendigkeit 
zur Neubesetzung" (so Parlamentarischer Staatssekretär 
Moersch in der Fragestunde vom 15. Juni 1973) handelte oder 
handeln wird, jeweils auf ihrem derzeitigen Dienstposten 
tätig? 


Die in den Fragen 2 a) und 3 a)/b) genannten Beamten waren ~ 
zwischen 1 Jahr und 3 Monaten und 6 Jahren und 2 Monaten auf 
Posten. 4 Beamte waren zwischen 1 bis 2 Jahre, 3 zwischen 2 und 
3 Jahre und 6 über 3 Jahre auf ihrem jeweiligen Posten. 


Im einzelnen handelt es sich um folgende Zeiten: 

1 Jahr 3 Monate 
1 Jahr 5 Monate 
1 Jahr 8 Monate 

1 Jahr 11 Monate 

2 Jahre 4 Monate 
2 Jahre 9 Monate 
2 Jahre 9 Monate 
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3 Jahre 10 Monate 

4 Jahre 2 Monate 

4 Jahre 9 Monate 

5 Jahre 1 Monat 

5 Jahre 11 Monate 

6 Jahre 2 Monate. 


7. Sind Fälle bekannt, in denen die Abberufung der in den Fra- 
gen 2 a) und 3 a) und b) genannten Beamten eine unwill- 
kommene Überraschung der Gastlandregierung, von für die 
politischen Interessen der Bundesrepublik Deutschland wichti- 
gen Kreisen des Gastlandes oder von politischen Institutionen 
gewesen ist? 

Wie wird ausgeschlossen, daß Dritte (auch die Öffentlichkeit) 
im In- und Ausland die veranlaßte oder verfügte vorzeitige 
Versetzung ausgewählter Beamter in den Ruhestand als Folge 
von Mängeln oder Verfehlungen der Betroffenen oder als Dis- 
kriminierung verstehen können? 


a) Solche Fälle sind nicht bekannt. 

b) Die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand ist eine auf 
das Bundesbeamtengesetz gestützte Maßnahme, der ein dis- 
kriminierender oder gar disziplinärer Charakter begrifflich 
nicht unterstellt werden kann. Im übrigen hat das Auswär- 
tige Amt alles getan, um einen solchen Eindruck in der 
Öffentlichkeit oder bei den betroffenen Beamten zu ver- 
meiden. 


8. Wie sind die unter 1 a), 2 a) und 3 a) und b) genannten Maß- 
nahmen mit der auf dem Sachvortrag des Auswärtigen Amtes 
beruhenden Feststellung im Urteil des Verwaltungsgerichtes 
Köln vom 7. Juni 1972 vereinbar, die Maßnahmen gegen die 
dortigen Kläger seien eine einmalige, nicht wiederholte Aktion 
gegen die Überalterung des Auswärtigen Dienstes? 


Die oben zu 1 a), 2 a) und 3 a)/b) gegebenen Antworten sind mit 
dem Sachvortrag des Auswärtigen Amts, wie er in die Urteile 
des Verwaltungsgerichts Köln vom 7. Juni 1972 einging, verein- 
bar. Das Auswärtige Amt hatte in dem angesprochenen Rechts- 
streit vorgetragen, daß die Versetzung von 25 Beamten in den 
einstweiligen Ruhestand in den Jahren 1969/70 sich bis zur 
mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht Köln am 
7. Juni 1972, obwohl inzwischen rund 2 Jahre vergangen waren, 
nicht wiederholt hat. Diese Feststellung hat zugetroffen. Wie 
die Antworten auf die oben gestellten Fragen beweisen, hat 
auch in der Folgezeit' keine Aktion stattgefunden. 


9. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

a) daß § 36 BBG eine Ausnahmebestimmung ist, aus der eine 
ständige und umfangreiche Praxis nicht entwickelt werden 
darf, d. h., daß diese Ausnahmeklausel aus rechtsstaatlichen 
Gründen nicht ausgeweitet werden darf, 

b) daß durch die Entwicklung des Besoldungsgefüges ein er- 
heblich größerer Anteil der Beamten des höheren Auswär- 
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tigen Dienstes in den Bereich der „politischen Beamten'" nach 
§ 36 BBG hineingewachsen ist, als es bei Erlaß des Gesetzes 
der Fall war und der damaligen Entscheidung des Gesetz- 
gebers zugrunde lag, 

c) daß im Falle einer generellen Verjüngungsabsicht für den 
Auswärtigen Dienst dem Gesetzgeber offen die Frage einer 
früheren Altersgrenze - ggf. mit Verlängerungsmöglichkeit 
- zur Entscheidung vorgelegt werden müßte? 

a) Zur Frage, ob § 36 eine eng auszulegende Ausnahmebestim- 
mung ist, liegen in Rechtsprechung und Rechtslehre wider- 
sprechende Aussagen vor. Das Auswärtige Amt wird bemüht 
sein, zu dieser Frage ein höchstrichterliches Urteil des Bun- 
desverwaltungsgerichts herbeizuführen. Dieses höchstrich- 
terliche Urteil wird das Auswärtige Amt in Zukunft zum 
Maßstab für die Anwendung des § 36 BBG machen. 

b) Es trifft zu, daß durch die Entwicklung des Besoldungs- 
gefüges in gewissem Umfang ein größerer Anteil der Beam- 
ten des höheren Auswärtigen Dienstes in den Bereich der 
„politischen Beamten" nach § 36 BBG hineingewachsen ist. 
Zu berücksichtigen ist allerdings auch, daß durch den Per- 
sonenkreis des § 36 BBG nicht nur solche politische Beamte 
erfaßt werden, die politische Entscheidungen zu treffen 
haben, sondern im Bereich des Auswärtigen Dienstes auch 
solche Beamte, die nach außen politische Entscheidungen der 
Regierung möglichst wirkungsvoll vertreten müssen. Durch 
die Ausdehnung der weltweiten Beziehungen der Bundes- 
republik Deutschland und die damit verbundene Vermeh- 
rung seiner Auslandsvertretungen hat sich seit Inkrafttreten 
des BBG der Kreis der unter § 36 fallenden Beamten natur- 
gemäß vergrößert. 

c) Eine generelle Absicht, den Auswärtigen Dienst auf diese 
Weise zu verjüngen, besteht nicht. Das Auswärtige Amt 
sieht deshalb keine Notwendigkeit, dem Gesetzgeber die 
Frage der Einführung einer früheren Altersgrenze für den 
Auswärtigen Dienst vorzulegen. 

Selbst wenn eine generelle Verjüngungsabsicht bestünde, ist 
bisher nicht höchstrichterlich geklärt, ob, wie das Verwal- 
tungsgericht Köln bejaht hat, § 36 BBG ein legitimes Mittel 
zur Verbesserung der Altersstruktur des Auswärtigen Dien- 
stes ist. 

Im übrigen hat die Studienkommission für die Reform des 
öffentlichen Dienstrechts, die auf Ersuchen des Deutschen 
Bundestages gebildet wurde, in ihrem vor kurzem veröffent- 
lichten Bericht empfohlen, den jetzigen einstweiligen Ruhe- 
stand durch einen Wartestand zu ersetzen. Die Studienkom- 
mission ist außerdem auch der Ansicht, daß bei einem Teil 
der gegenwärtigen „politischen Beamten" die für das Institut 
maßgebenden Erwägungen nicht zutreffen. Die Kommission 
empfiehlt eine Beschränkung auf Spitzenpositionen. Auch 
das Auswärtige Amt ist bereits an den federführenden Bun- 
desminister des Innern herangetreten mit der Bitte, die Mög- 
lichkeit der Einführung eines Wartestandes zu prüfen. 
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10. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß politische Be- 
amte - ' auch des Auswärtigen Dienstes - das Recht haben, 
etwaige Folgen ihres besonderen politischen Status mit Ab- 
geordneten des Deutschen Bundestages zu erörtern, wenn sie 
Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit der Anwendung des § 36 
BBG gegen ihre Person haben? 

Die Bundesregierung teilt selbstverständlich die Auffassung, 
daß „politische Beamte" - auch des Auswärtigen Dienstes - das 
Recht haben, etwaige Folgen ihres besonderen politischen Sta- 
tus mit Abgeordneten des Deutschen Bundestages zu erörtern, 
wenn sie Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit der Anwendung des 
§ 36 BBG gegen ihre Person haben. 
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